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grund 30 der RL sieht nämlich vor, dass 
neben einer schriftlichen Ermächtigung 
auch „gleichwertige Mittel“5) zugelassen 
werden können, worunter bspw auch das 
Anklicken einer Checkbox im Online­
banking zu verstehen ist. In Deutschland 
hat der Gesetzgeber mit § 21 Abs 4 dZKG 
die Möglichkeit einer digitalen Ermäch­
tigung explizit vorgesehen. Die Beauf­
tragung zum Kontowechsel kann danach 
etwa mittels Eingabe eines TAN-Codes 
erfolgen.6) Der österreichische Gesetz­
geber hat diesen Spielraum bislang nicht 
ausgenutzt. Einer gesetzlichen Ausge­
staltung nach deutschem Vorbild standen 
lange Zeit die Bestimmungen rund um das 
österreichische Bankgeheimnis entgegen.

3.  Koppelung an das 
Bankgeheimnis

Der übertragende Zahlungsdienstleister 
wird durch die Einleitung des Kon­
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Under the recent amendment to the 
Austrian Banking Act (BWG), a waiver 
of banking secrecy can also be made 
electronically since February  2025. 
However, sec  16 para  2 of the 
Austrian Consumer Account Regu­
lation (VZKG), which governs the 
initiation of the consumer account 
switching process, continues to refer 
to a “written” authorization. The pro­
vision has a systematic connection 
with sec 38 of the Banking Act and 
has therefore always been subject to 
the same formal requirements. The 
amendment to the Banking Act pro­
vides an opportunity for a reassess­
ment of the written form requirement 
for account switching.

1.  Ausgangspunkt

Will ein Verbraucher den Anbieter sei­
nes Zahlungskontos wechseln, kann er 
seinem neuen Zahlungsdienstleister gem 
§ 16 Abs 2 VZKG eine „schriftliche“ Er­
mächtigung zur Einleitung dieses Konto­
wechsels erteilen. „Schriftlich“ ist dabei 
an sich iSv § 886 ABGB als „unterschrift­
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lich“ zu verstehen. Für die Bankwirt­
schaft, die ihren Geschäftsschwerpunkt 
angesichts der voranschreitenden Digi­
talisierung zunehmend ins Internet ver­
lagert, führt dieses Schriftformerfordernis 
in der Praxis jedoch zu unerwünschten 
Medienbrüchen. Aufgrund der Weiter­
gabe von bankgeheimnisrelevanten In­
formationen beim Kontowechsel kommt 
es ferner zu Überschneidungen mit § 38 
BWG. Mit Rücksicht auf die aktuelle 
BWG-Novelle, die im Bereich der Ent­
bindung vom Bankgeheimnis eine Form­
erleichterung gebracht hat, stellt sich 
nun die Frage, ob eine Ermächtigung im 
Wege des Onlinebankings auch für den 
Kontowechsel möglich ist. 

2.  Europäischer Hintergrund

Unter einem Kontowechsel iSd dritten 
Hauptstücks des Verbraucherzahlungs­
kontogesetzes (VZKG) versteht man 
den auf Wunsch eines Verbrauchers 
vorgenommenen Wechsel des Zahlungs­
dienstleisters. Dabei handelt es sich um 
ein dreipersonales Verhältnis, an dem 
ein übertragender Zahlungsdienstleister, 
ein empfangender Zahlungsdienstleister 
und ein Verbraucher als Kontoinhaber 
beteiligt sind.1) Das VZKG ist in Um­
setzung der Zahlungskonten-RL 2014/92/
EU2) entstanden. Verbrauchern wurde 
damit ein „klares, schnelles und sicheres 
Verfahren“ zur Verfügung gestellt, um 
ihr Zahlungskonto zu wechseln.3) Damit 
sollen einerseits bürokratische Hürden 
abgebaut und andererseits der Wettbe­
werb zwischen Zahlungsdienstleistern 
gesteigert werden, indem Verbrauchern 
ermöglicht wird, die „jeweils günstigsten 
Angebote am Markt zu nutzen.“4) Die Zah­
lungskonten-RL lässt den Mitgliedstaaten 
bei der Festlegung der Form für die 
Ermächtigung zum Kontowechsel einen 
recht großen Spielraum. Erwägungs­

Die Schriftform beim Kontowechsel
Das Verhältnis zwischen § 16 Abs 2 VZKG und  
§ 38 Abs 2 Z 5 BWG

1)	 Miernicki in Weilinger, VZKG § 14 Rz 8.
2)	 RL 2014/92/EU des Europäischen Parla­

ments und des Rates vom 23.7.2014 über 
die Vergleichbarkeit von Zahlungskon­
toentgelten, den Wechsel von Zahlungs­
konten und den Zugang zu Zahlungskon­
ten mit grundlegenden Funktionen, ABl 
L 2014/257, 214.

3)	 ErläutRV 1059 BlgNR 25. GP 15.

4)	 ErläutRV 1059 BlgNR 25. GP 2; vgl 
ErwGr 27 der RL 2014/92/EU; Lengauer/ 
Weismann, ZFR 2015, 564 (564); Liebel, 
Bankgeheimnis 211; Miernicki in 
Weilinger, VZKG § 14 Rz 2.

5)	 ErwGr 30 der RL 2014/92/EU.
6)	 Conreder/Schild, BKR 2016, 89 (91); vgl 

auch B. Mazal in Weilinger, VZKG § 16 
Rz 10.
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die Ermächtigung schriftlich „oder mit 
Hilfe eines gleichwertigen Verfahrens 
zu erteilen [ist].“15) Die Formulierung 

„gleichwertiges Verfahren“ stieß jedoch 
in der Folge auf rechtspolitische Kritik,16) 
die letztlich auch den Ausschlag dafür gab, 
von der Aufnahme eines entsprechenden 
Passus in den Gesetzestext abzusehen.17) 
Stattdessen wurde in den Erläut ein 
Verweis auf das Schriftformerfordernis 
im BWG aufgenommen, wohl um den 
Gleichlauf der beiden Normen hervorzu­
heben. Dadurch wird schließlich auch der 
Zweck des Formerfordernisses ersichtlich. 
Dieser besteht nämlich darin, den Wirk­
samkeitsvoraussetzungen in § 38 Abs 2 
Z 5 BWG zu entsprechen.18)

Mit der BWG-Novelle 2024 wurde der 
Ausnahmetatbestand nun jedoch dahinge­
hend abgeändert, dass seit 11.2.2025 auch 
eine Zustimmung mittels einer „eindeutig 
bestätigenden Handlung elektronisch“ 
ausreicht. Hintergrund der Novellierung 
ist die Angleichung der Regelungen im 
Bereich des Bankgeheimnisses an jene 
des Datenschutzrechts.19) Im Anwen­
dungsbereich der DSGVO bestehen zum 
Schutz von Kundendaten nämlich weitaus 
großzügigere Formerfordernisse, wonach 
eine Zustimmung zur Datenweitergabe 
auch „mittels Mausklick“ erteilt werden 
kann.20) Um zu verhindern, dass Kunden 
bei der Einwilligung in die Weitergabe 
von denselben Daten zwei unterschied­
liche Formerfordernisse einhalten müssen, 
hat der Gesetzgeber konsequenterweise 
vom Schriftlichkeitserfordernis in §  38 
Abs 2 Z 5 BWG abgesehen. Ein ähnlicher 
„Parallel-Lauf“ besteht allerdings auch 
zwischen der Entbindungserklärung im 
BWG und der Ermächtigung zum Konto­
wechsel. Umso mehr verwundert es daher, 
dass der Kunde bei der Einwilligung in 
die Informationsweitergabe zu Zwecken 
des Kontowechsels nach wie vor zwei 
verschiedenen Formerfordernissen unter­
worfen ist.

4.  Nachträgliche Lücke in § 16 
Abs 2 VZKG?

Spätestens mit der Zulassung elektro­
nischer Verfahren zur Entbindung vom 
Bankgeheimnis erweist sich die Not­
wendigkeit des Schriftformerfordernisses 
beim Kontowechsel endgültig als zwei­
felhaft. Die Anpassung von § 38 Abs 2 
Z 5 BWG an das Datenschutzrecht ist ein 
starkes Indiz dafür, dass der Gesetzgeber 
eine Inkongruenz von Formgeboten in 
diesem Bereich grundsätzlich vermeiden 
will. Das einzig überzeugende Argument 
für die Schriftform beim Kontowechsel, 
nämlich der notwendige Gleichlauf mit 
§ 38 Abs 2 Z 5 BWG, ist mit der BWG-
Novelle weggefallen. Der Gesetzgeber 
führt zwar auch die Beweissicherung in 
den Materialien als Grund für die Schrift­
form an, doch kann nicht davon ausge­
gangen werden, dass darin der hauptsäch­
liche Formzweck des § 16 Abs 2 VZKG 
liegt.21) Im Vordergrund steht – wie auch 
bei § 38 Abs 2 Z 5 BWG22) – der Schutz 
des Kunden vor Übereilung bei der 
Entbindung vom Bankgeheimnis. Die 
Beweisbarkeit ist vielmehr ein zwangs­
läufiges Nebenprodukt der Schriftlichkeit 
und könne wohl für die meisten Form­
erfordernisse angeführt werden.23) Um­
gekehrt sind Beweissicherungszwecke 
nur äußerst selten, etwa im Bereich 
letztwilliger Verfügungen, „tragender 
Grund für die Aufstellung eines Form-
gebots.“24) Damit zeigt sich insgesamt, 
dass die Schriftform beim Kontowechsel 
keinen eigenständigen Zweck verfolgt 
und dass §  16 Abs  2 VZKG lediglich 
eine spezialgesetzliche Ausprägung der 
Entbindungserklärung im BWG ist. Doch 
auch wenn man den vom Gesetzgeber 
erwähnten Beweissicherungsaspekten 
entgegen den zuvor ausgeführten Grün­
den eine größere Bedeutung zumisst, als 
ihnen richtigerweise zukommt, lässt sich 
daraus kein stichhaltiges Argument für 
die Schriftform gewinnen. In den Mate­
rialien zur BWG-Novelle wird nämlich 

towechsels nämlich verpflichtet, sämt­
liche Informationen über Daueraufträge 
für Überweisungen, wiederkehrende 
Lastschriften oder wiederkehrende ein­
gehende Überweisungen sowie eines 
positiven Saldos an den empfangenden 
Zahlungsdienstleister zu übertragen.7) 
Dabei handelt es sich ohne weiteres um 

„bankgeheimnisrelevante“ Daten.8) Da­
runter fallen grundsätzlich jene Tatsachen, 
die nur einem verhältnismäßig beschränk­
ten Personenkreis bekannt sind bzw 
bekannt werden sollen und deren Offen­
barung oder Verwertung geeignet sind, 
ein berechtigtes Interesse des Kunden zu 
verletzen.9) Typische bankgeheimnisre­
levante Tatsachen sind etwa Kontostand­
informationen, eingeräumte Kreditlinien, 
der Wert und die Zusammensetzung eines 
Wertpapierdepots sowie die Bonität des 
Kunden.10) Beim Kontowechsel werden 
idR gleich eine Reihe solcher Informa­
tionen übertragen,11) – darin liegt letztlich 
auch der Zweck des Kontowechsels  – 
wodurch es zu einer Durchbrechung des 
Bankgeheimnisses kommt. Unproble­
matisch ist eine solche Durchbrechung 
dann, wenn ein Ausnahmetatbestand des 
§ 38 Abs 2 BWG vorliegt.12) Besondere 
Bedeutung hat hierbei §  38 Abs  2 Z  5 
BWG, demgemäß sich die Zulässigkeit 
einer Informationsweitergabe aus der 
ausdrücklichen Zustimmung des Kunden 
ergeben kann. 

Bislang war allerdings eine schriftliche 
Entbindungserklärung des Kunden zur 
Einschränkung der Bankverschwiegen­
heit notwendig. Aus diesem Grund hat 
der Gesetzgeber die Schriftform folge­
richtig auch im VZKG festgeschrieben.13) 
Dies war aber nicht die einzige Alter­
native, die im Gesetzgebungsverfahren 
berücksichtigt wurde. In Anlehnung an 
den Richtlinienwortlaut, und um §  16 
Abs  2 VZKG für allfällige zukünftige 
Änderungen in §  38 Abs  2 Z  5 BWG 
offen zu halten,14) sah ein ursprüng­
licher Ministerialentwurf noch vor, dass 

7)	 Miernicki in Weilinger, VZKG §  14 
Rz 34.

8)	 OGH 2.2.1984, 6 Ob 613/83; OGH 
8.3.1988, 3 Ob 559/86; OGH 25.2.1992, 
4 Ob 114/91; OGH 27.2.2002, 3 Ob 
281/01x; Avancini in BVR I Rz  2/43; 
Apathy in BVR I2 Rz  2/44; Doralt, 
Bankgeheimnis 12; Jabornegg/Strasser/
Floretta, Bankgeheimnis 36; Schinnerer, 
Sparkassenwesen 1979/3, 25 (28); Spitzer 
in BVR I3 Rz 2/53.

9)	 Auer/Anwander-Hirsch in Dellinger, 
BWG § 38 Rz 30; Jabornegg/Strasser/
Floretta, Bankgeheimnis 37 f; Schinnerer 
in FS Krasensky 169 (173 ff).

10)	 Auer/Anwander-Hirsch in Dellinger, 
BWG § 38 Rz 32; Oppitz in Oppitz/Chini, 
BWG2 § 38 Rz 3.

11)	 Liebel, Bankgeheimnis 211.
12)	 Auer/Anwander-Hirsch in Dellinger, 

BWG § 38 Rz 159.
13)	 ErläutRV 1059 BlgNR 25. GP 15; 

B. Mazal in Weilinger, VZKG § 16 Rz 10.
14)	 ME VZKG 2015, 170/ME 25. GP Erläut 

14.
15)	 ME VZKG 2015, 170/ME 25. GP 9.
16)	 So wurde bspw in einer Stellungnah­

me der Wirtschaftskammer Österreich 
ausgeführt, dass die Formulierung zu 
unbestimmt sei, da unklar bleibe, was 
unter einem „gleichwertigen Verfahren“ 
zu verstehen ist; vgl 18/SN, ME VZKG 
2015, 170/ME 25. GP 3.

17)	 B. Mazal in Weilinger, VZKG § 16 Rz 10.
18)	 ErläutRV 1059 BlgNR 25. GP 15; Liebel/

Spitzer, ÖBA 2017, 376 (381).
19)	 ME FATF-Prüfungsanpassungsgesetz 

2024, 354/ME 27. GP Erläut 21; IA 
FATF-Prüfungsanpassungsgesetz 2024, 
2/A 28. GP Erläut 39.

20)	 ErwGr 32 der VO (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27.4.2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten, zum freien Datenver­
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG, ABl L 2016/119, 1; Liebel, 
ÖBA 2023, 331 (339).

21)	 Vgl Liebel/Spitzer, ÖBA 2017, 376 (381).
22)	 Avancini in BVR I Rz  2/74; ders, JBl 

1985, 193 (203); Jabornegg/Strasser/
Floretta, Bankgeheimnis 99 f; Liebel/
Spitzer, ÖBA 2017, 376 (380 f); Spitzer 
in BVR I3 Rz 2/82.

23)	 Liebel, Bankgeheimnis 216.
24)	 P. Bydlinski in P. Bydlinski/Perner/

Spitzer, KBB8 §  883 Rz  2; siehe auch 
P.  Bydlinski/F. Bydlinski, Gesetzliche 
Formgebote 3.
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getragen, dass eine Rechtsfortbildung von 
Formvorschriften mit größter Vorsicht 
zu handhaben ist und nur ausnahms­
weise vorgenommen werden darf.31) Die 
Notwendigkeit einer Korrektur ist hier 
geradezu unverkennbar. Methodisch ist 
an eine teleologische Reduktion des 
§ 16 Abs 2 VZKG bzw an eine analoge 
Anwendung des §  38 Abs  2 Z  5 BWG 
zu denken, wobei beide Varianten zum 
Ergebnis führen, dass ein Kontowechsel 
mittels einer „eindeutig bestätigenden 
Handlung elektronisch“ möglich sein soll.

5.  Fazit
Zusammenfassend kann damit festge­
halten werden, dass die BWG-Novelle 
eine Neubewertung der Schriftform 
beim VZKG-Kontowechsel notwendig 
gemacht hat. Wenngleich die Einführung 
der digitalen Entbindung vom Bank­
geheimnis ein erfreulicher Schritt zur 
Abschwächung von Medienbrüchen ist, 
hat die Nicht-Anpassung zusammen­
hängender Bestimmungen zu systema­
tischen Inkonsequenzen geführt. Eine 
Korrektur von § 16 Abs 2 VZKG, die sich 
legistisch durch Aufnahme der „eindeutig 
bestätigenden Handlung elektronisch“ in 
den Gesetzestext gestalten könnte, bleibt 
weiterhin abzuwarten. De lege lata kann 
ein solches Ergebnis bislang methodisch 
nur im Wege ergänzender Rechtsfort­
bildung erzielt werden.� ◆
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dargelegt, dass die Beschränkung der 
Entbindungsmöglichkeiten auf „eindeutig 
bestätigende Handlungen elektronisch“ 
neben schriftlichen Erklärungen die 

„Nachweisbarkeit“ sichern soll.25) Weiters 
normiert schon das Datenschutzrecht in 
Art  7 DSGVO die Pflicht, Einwilligun­
gen jederzeit nachweisen zu können.26) 
Für den VZKG-Kontowechsel bedeutet 
dies also, dass von vornherein nur solche 
Ermächtigungsmöglichkeiten zur Wahl 
stehen, die den Anforderungen des § 38 
Abs 2 Z 5 BWG und den Bestimmungen 
des Datenschutzrechts27) gerecht werden 
und damit eine Beweisfunktion erfüllen.

Was nach Inkrafttreten der BWG-
Novelle also erhalten bleibt, ist eine ge­
setzessystematische Unstimmigkeit, die 
stark darauf hindeutet, dass in §  16 
Abs  2 VZKG eine nachträgliche plan­
widrige Lücke entstanden ist. Eine 
solche nachträgliche Gesetzeslücke ent­
steht va durch „gesetzliche Änderungen 
des regulatorischen Umfelds“28), also 
durch spätere Änderungen der Rechts­
ordnung.29) In diesem Fall ist § 16 Abs 2 
VZKG durch die maßgebliche Änderung 
in §  38 Abs  2 Z  5 BWG dahingehend 
lückenhaft geworden, dass der zentrale 
Gleichlauf der beiden Normen gestört 
wurde. Dabei muss es sich weiters um 
eine planwidrige Unvollständigkeit des 
Gesetzgebers handeln. Entscheidend für 
die Planwidrigkeit ist in diesem Fall, ob 
§  16 Abs  2 VZKG „gemessen an der 
Absicht des Gesetzgebers ergänzungs-
bedürftig ist.“30) Die Tatsache, dass der 
historische Zweck des § 16 Abs 2 VZKG 
darin liegt, § 38 Abs 2 Z 5 BWG zu ent­
sprechen, legt den Schluss nahe, dass der 
Gesetzgeber einen Gleichlauf der beiden 
Formerfordernisse sichern will und in 
Kenntnis der Situation die Form beim 
Kontowechsel anpassen würde. 

Mangels überzeugender Gründe für 
die besondere Strenge des §  16 Abs  2 
VZKG im Verhältnis zu § 38 Abs 2 Z 5 
BWG muss im Ergebnis also davon 
ausgegangen werden, dass durch die 
Änderungen im BWG eine nachträg­
liche Lücke im VZKG entstanden ist. 
Diese steht als solche grundsätzlich der 
Rechtsfortbildung offen. Der Umfang der 
Regelungslücke kann in diesem Fall auch 
sehr klar abgesteckt werden und beläuft 
sich auf das Fehlen eines § 38 Abs 2 Z 5 
BWG entsprechenden Passus im VZKG. 
Damit wird auch dem Prinzip Rechnung 
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104 ff.
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